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4 0 4 . Europäisches Übereinkommen über die Anerkennung der Rechtspersönlichkeit internationaler
nichtstaatlicher Organisationen
(NR: GP XVIII RV 348 AB 408 S. 60. BR: AB 4236 S. 551.)

4 0 5 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Weltorganisation für geistiges Eigentum über
den Sitz des Internationalen Registeramts für audiovisuelle Werke
(NR: GP XVIII RV 410 W S. 65. BR: AB 4245 S. 552.)

4 0 6 . Übereinkommen zur Bekämpfung widerrechtlicher Handlungen gegen die Sicherheit der
Seeschiffahrt sowie Protokoll zur Bekämpfung widerrechtlicher Handlungen gegen die
Sicherheit fester Plattformen, die sich auf dem Festlandsockel befinden
(NR: GP XVII RV 990 VV S. 115. BR: 3737 AB 3741 S. 520.)

404.
Der Nationalrat hat beschlossen:
Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt. (Übersetzung)

EUROPÄISCHES ÜBER-
EINKOMMEN ÜBER DIE
ANERKENNUNG DER
RECHTSPERSÖNLICH-
KEIT INTERNATIONA-
LER NICHTSTAATLI-
CHER ORGANISATIO-

NEN
Präambel

Die Mitgliedstaaten des Euro-
parats, die dieses Übereinkommen
unterzeichnen —

IN DER ERWÄGUNG, daß es
das Ziel des Europarats, ist, eine
engere Verbindung zwischen sei-
nen Mitgliedern herbeizuführen,
um insbesondere die Ideale und
Grundsätze, die ihr gemeinsames
Erbe sind, zu wahren und zu
fördern;

IN DER ERKENNTNIS, daß
internationale nichtstaatliche Or-
ganisationen für die Völkerge-
meinschaft wertvolle Arbeit lei-
sten, insbesondere auf dem Gebiet
der Wissenschaft, Kultur, Wohl-
tätigkeit, Philantropie, Gesund-
heit und Bildung, und daß sie zur
Verwirklichung der Ziele und
Grundsätze der Satzung der Ver-
einten Nationen und der Satzung
des Europarats beitragen;

IN DEM WUNSCH, in ihren
gegenseitigen Beziehungen Re-
geln aufzustellen, welche die
Voraussetzungen für die Aner-
kennung der Rechtspersönlichkeit
dieser Organisationen festlegen,
um ihre Tätigkeit auf europäi-
scher Ebene zu erleichtern —

44 199



1626 138. Stück — Ausgegeben am 14. Juli 1992 — Nr. 404

SIND wie folgt ÜBEREINGE-
KOMMEN:

Artikel 1

Dieses Übereinkommen ist auf
Vereine, Stiftungen und andere
private Einrichtungen (im folgen-
den als „NGO" bezeichnet) anzu-
wenden, welche die Vorausset-
zung erfüllen,

a) daß sie einen nicht auf
Gewinn gerichteten Zweck
von internationalem Nut-
zen haben,

b) daß sie durch eine Rechts-
handlung errichtet worden
sind, die auf dem inner-
staatlichen Recht einer Ver-
tragspartei beruht,

c) daß sie eine Tätigkeit aus-
üben, die sich in mindestens
zwei Staaten auswirkt, und

d) daß sie ihren satzungsge-
mäßen Sitz im Hoheitsge-
biet einer Vertragspartei
und ihren Verwaltungssitz
im Hoheitsgebiet dieser
oder einer anderen Ver-
tragspartei haben.

Artikel 2

(1) Die Rechtspersönlichkeit
und die Rechtsfähigkeit einer
NGO, wie sie in der Vertragspar-
tei erworben wurden, in der sie
ihren satzungsgemäßen Sitz hat,
werden in den anderen Vertrags-
parteien von Rechts wegen aner-
kannt.

(2) Erfordert ein wesentliches
öffentliches Interesse Einschrän-
kungen, Beschränkungen oder
besondere Verfahren für die Aus-
übung der Rechte, die sich aus der
Rechtsfähigkeit nach dem Recht
der anerkennenden Vertragspar-
tei ergeben, so sind diese auch auf
die in einer anderen Vertragspar-
tei errichteten NGO anwendbar.

Artikel 3

(1) Der Beweis für den Erwerb
der Rechtspersönlichkeit und der
Rechtsfähigkeit wird durch die
Vorlage der Satzung oder ande-
rer Gründungsurkunden der
NGO erbracht. Diesen Urkunden
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werden Schriftstücke beigefügt,
mit denen die behördliche Geneh-
migung, die Eintragung in ein
Register oder jede andere Form
der Bekanntmachung in der Ver-
tragspartei nachgewiesen wird,
welche die Rechtspersönlichkeit
und die Rechtsfähigkeit zuer-
kannt hat. In einer Vertragspartei,
die kein Bekanntmachungsverfah-
ren kennt, wird die Gründungsur-
kunde der NGO von einer zu-
ständigen Behörde ordnungsge-
mäß beglaubigt. Bei der Unter-
zeichnung oder der Hinterlegung
der Ratifikations-, Annahme-,
Genehmigungs- oder Beitrittsur-
kunde teilt der betroffene Staat
dem Generalsekretär des Europa-
rats die Bezeichnung dieser Be-
hörde mit.

(2) Zur Erleichterung der An-
wendung des Absatzes 1 kann
eine Vertragspartei ein fakultati-
ves System der Bekanntmachung
vorsehen, das die NGO davon
befreit, für jede von ihnen vorge-
nommene Rechtshandlung den in
Absatz 1 vorgesehenen Beweis zu
erbringen.

Artikel 4

Die Anwendung dieses Über-
einkommens kann in jeder Ver-
tragspartei nur ausgeschlossen
werden, wenn die NGO, die sich
auf dieses Übereinkommen be-
ruft, durch ihr Ziel, ihren Zweck
oder ihre tatsächlich ausgeübte
Tätigkeit

a) der nationalen oder öffent-
lichen Sicherheit, der Auf-
rechterhaltung der Ord-
nung oder der Verbre-
chensverhütung, dem
Schutz der Gesundheit oder
Sittlichkeit oder dem
Schutz der Rechte und
Freiheiten anderer zuwider-
handelt oder

b) die Beziehungen zu einem
anderen Staat oder die
Wahrung des Weltfriedens
und der internationalen Si-
cherheit gefährdet.

Artikel 5

(1) Dieses Übereinkommen
liegt für die Mitgliedstaaten des
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Europarats zur Unterzeichnung
auf; sie können ihre Zustimmung,
gebunden zu sein, ausdrücken,

a) indem sie es ohne Vorbehalt
der Ratifikation, Annahme
oder Genehmigung unter-
zeichnen oder

b) indem sie es vorbehaltlich
der Ratifikation, Annahme
oder Genehmigung unter-
zeichnen und später ratifi-
zieren, annehmen oder ge-
nehmigen.

(2) Die Ratifikations-, An-
nahme- oder Genehmigungsur-
kunden werden beim Generalse-
kretär des Europarats hinterlegt.

Artikel 6

(1.) Dieses Übereinkommen tritt
am ersten Tag des Monats in
Kraft, der auf einen Zeitabschnitt
von drei Monaten nach dem Tag
folgt, an dem drei Mitgliedstaaten
des Europarats nach Artikel 5 ihre
Zustimmung ausgedrückt haben,
durch das Übereinkommen ge-
bunden zu sein.

(2) Für jeden Mitgliedstaat, der
später seine Zustimmung aus-
drückt, durch das Übereinkom-
men gebunden zu sein, tritt es am
ersten Tag des Monats in Kraft,
der auf einen Zeitabschnitt von
drei Monaten nach der Unter-
zeichnung oder der Hinterlegung
der Ratifikations-, Annahme-
oder Genehmigungsurkunde
folgt.

Artikel 7

(1) Nach Inkrafttreten dieses
Übereinkommens kann das Mini-
sterkomitee des Europarats durch
einen mit der ' in Artikel 20
Buchstabe d der Satzung des
Europarats vorgesehenen Mehr-
heit und mit einhelliger Zustim-
mung der Vertreter der Vertrags-
staaten, die Anspruch auf einen
Sitz im Komitee haben, gefaßten
Beschluß jeden Nichtmitglied-
staat des Rates einladen, dem
Übereinkommen beizutreten.

(2) Für jeden beitretenden Staat
tritt das Übereinkommen am
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ersten Tag des Monats in Kraft,
der auf einen Zeitabschnitt von
drei Monaten nach Hinterlegung
der Beitrittsurkunde beim Gene-
ralsekretär des Europarats folgt.

Artikel 8

(1) Jeder Staat kann bei der
Unterzeichnung oder bei der
Hinterlegung seiner Ratifika-
tions-, Annahme-, Genehmi-
gungs- oder Beitrittsurkunde ein-
zelne oder mehrere Hoheitsge-
biete bezeichnen, auf die dieses
Übereinkommen Anwendung fin-
det.

(2) Jeder Staat kann jederzeit
danach durch eine an den Gene-
ralsekretär des Europarats gerich-
tete Erklärung die Anwendung
dieses Übereinkommens auf jedes
weitere in der Erklärung bezeich-
nete Hoheitsgebiet erstrecken.
Das Übereinkommen tritt für
dieses Hoheitsgebiet am ersten
Tag des Monats in Kraft, der auf
einen Zeitabschnitt von drei Mo-
naten nach Eingang der Erklä-
rung beim Generalsekretär folgt.

(3) Jede nach den Absätzen 1
und 2 abgegebene Erklärung kann
in bezug auf jedes darin bezeich-
nete Hoheitsgebiet durch eine an
den Generalsekretär gerichtete
Notifikation zurückgenommen
werden. Die Rücknahme wird am
ersten Tag des Monats wirksam,
der auf einen Zeitabschnitt von
drei Monaten nach Eingang der
Notifikation beim Generalsekre-
tär folgt.

Artikel 9

Vorbehalte zu diesem Überein-
kommen sind nicht zulässig.

Artikel 10

(1) Jede Vertragspartei kann
dieses Übereinkommen jederzeit
durch eine an den Generalsekre-
tär des Europarats gerichtete
Notifikation kündigen.

(2) Die Kündigung wird am
ersten Tag des Monats wirksam,
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der auf einen Zeitabschnitt von
drei Monaten nach Eingang der
Notifikation beim Generalsekre-
tär folgt.

Artikel 11

Der Generalsekretär des Euro-
parats notifiziert den Mitglied-
Staaten des Rates und jedem Staat,
der diesem Übereinkommen bei-
getreten ist,

a) jede Unterzeichnung;
b) jede Hinterlegung einer Ra-

tifikations-, Annahme-, Ge-
nehmigungs- oder Beitritts-
urkunde;

c) jeden Zeitpunkt des In-
krafttretens dieses Überein-
kommens nach den Artikeln
6, 7 und 8;

d) jede andere Handlung, No-
tifikation oder Mitteilung .
im Zusammenhang mit die-
sem Übereinkommen.

Zu Urkund dessen haben die
hierzu gehörig befugten Unter-
zeichneten dieses Übereinkom-
men unterschrieben.

Geschehen zu Straßburg am
24. April 1986 in englischer und
französischer Sprache, wobei je-
der Wortlaut gleichermaßen au-
thentisch ist, in einer Urschrift, die
im Archiv des Europarats hinter-
legt wird. Der Generalsekretär
des Europarats übermittelt allen
Mitgliedstaaten des Europarats
und allen zum Beitritt zu diesem
Übereinkommen eingeladenen
Staaten beglaubigte Abschriften.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 27. April 1992 beim Generalsekretär des Europarats hinterlegt; das Übereinkommen
tritt daher gemäß seinem Art. 6 Abs. 2 für Österreich mit 1. August 1992 in Kraft.

Als Behörde gemäß Art. 3 Abs. 1 wurde das Bundesministerium für Inneres notifiziert.

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des Europarats haben folgende weitere Staaten das
Übereinkommen ratifiziert: Belgien, Griechenland, Portugal, Schweiz, Vereinigtes Königreich
(einschließlich Insel Man und Guernsey).

Griechenland hat gemäß Art. 3 Abs. 1 als zentrale Behörde bestimmt:
Tribunal de Première Instance (Monomeles Protodikío).

Vranitzky



138. Stück — Ausgegeben am 14. Juli 1992 — Nr. 405 1631

405.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

A B K O M M E N

ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DER WELTORGANISA-
TION FÜR GEISTIGES EIGENTUM
ÜBER DEN SITZ DES INTERNATIONA-
LEN REGISTERAMTS FÜR AUDIOVISU-

ELLE WERKE

Präambel

Die Republik Österreich

und

die Weltorganisation für geistiges Eigentum

GESTÜTZT auf Artikel 3 Absatz 3 des Ver-
trages vom 20. April 1989 über die internationale
Eintragung audiovisueller Werke *)

GESTÜTZT auf den Vertrag vom 25. Oktober
1989 zwischen der Republik Österreich und der
Weltorganisation für geistiges Eigentum über die
Ansiedlung des Internationalen Registers audiovisu-
eller Werke in Klosterneuburg (Republik Öster-
reich) **)

GESTÜTZT auf das Übereinkommen vom
21. November 1947 über die Privilegien und
Immunitäten der SpezialOrganisationen ***)

sind wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

BEGRIFFSBESTIMMUNGEN

In diesem Abkommen bezeichnet der Begriff
a) „die Organisation" die Weltorganisation für

geistiges Eigentum;
b) „das Internationale Register" das Internatio-

nale Register audiovisueller Werke;
c) „das Internationale Registeramt" die durch

den Vertrag über die internationale Eintra-
gung audiovisueller Werke eingerichtete Ver-
waltungseinheit des Internationalen Büros der
Organisation, die das Internationale Register
führt;

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 48/1991
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 674/1990

***) Kundgemacht in BGBl. Nr. 248/1950 und BGBl.
Nr. 438/1991
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d) „Vertragsstaat" jede Vertragspartei des Ver-
trages über die internationale Eintragung
audiovisueller Werke;

e) „Bediensteter des Internationalen Register-
amts" jeden Bediensteten des Internationalen
Büros der Organisation, der nicht nur
vorübergehend beim Internationalen Register-
amt tätig ist;

f) „amtliche Tätigkeit" jede Tätigkeit, die für die
Erfüllung der im Vertrag über die internatio-
nale Eintragung audiovisueller Werke und in
den Durchführungsvorschriften zu dem Ver-
trag vorgesehenen Aufgaben erforderlich ist.

Artikel 2

SITZ

(1) Der ständige Sitz des Internationalen
Registeramts befindet sich im Sitzbereich. Die
Organisation hat das Recht, im Einvernehmen mit
der Republik Österreich einen Sitzbereich zu
beziehen. Dessen Umschreibung sowie die Einzel-
heiten der Benützung werden in einem zwischen
dieser und der Organisation abzuschließenden
Zusatzabkommen geregelt.

(2) Der ständige Sitz des Internationalen
Registeramts kann nur im Einvernehmen mit der
Republik Österreich verlegt werden. Eine zeitwei-
lige Verlegung des Sitzes an einen anderen Ort gilt
nicht als Verlegung des ständigen Sitzes, sofern
nicht ein ausdrücklicher Beschluß der Organisation
vorliegt. Auch eine zeitweilige Verlegung des Sitzes
bedarf des Einvernehmens mit der Republik
Österreich.

(3) Jedes Gebäude in Wien oder außerhalb
Wiens, das im Einvernehmen mit der Republik
Österreich für von der Organisation einberufene
Sitzungen benützt wird, gilt als zeitweilig in den
Sitzbereich einbezogen.

(4) Die Organisation hat im Rahmen ihrer
amtlichen Tätigkeit das Recht, im Einvernehmen
mit der Republik Österreich eine oder mehrere
Funksende- und Funkempfangsanlagen sowie son-
stige Fernmeldeeinrichtungen zu errichten und zu
betreiben.

(5) Die Organisation kann Forschungs-, Doku-
mentations- und andere technische Einrichtungen
jeder Art errichten und betreiben. Diese Einrichtun-
gen unterliegen den entsprechenden Sicherheitsvor-
schriften, die für Einrichtungen, durch welche
Gefahren für Gesundheit und Sicherheit oder
Einwirkungen auf Vermögen entstehen können,
einvernehmlich mit der Republik Österreich festzu-
legen sind.

(6) Die in den Absätzen 4 und 5 vorgesehenen
Einrichtungen können, soweit dies für ihren
ordentlichen Betrieb erforderlich ist, außerhalb des
Sitzbereiches errichtet und betrieben werden. Die
Republik Österreich wird über Ersuchen der
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Organisation, gemäß den in einem Zusatzabkom-
men zu vereinbarenden Bestimmungen und Modali-
täten, für den Erwerb oder die Benützung
entsprechender Räumlichkeiten durch die Organi-
sation für derartige Zwecke und für die Einbezie-
hung derselben in den Sitzbereich Vorsorge treffen.

Artikel 3

UNVERLETZLICHKEIT

(1) Der Sitzbereich ist unverletzlich. Organe der
Republik Österreich dürfen diesen nur mit Zustim-
mung des Leiters des Internationalen Registeramts
unter den von ihm festgelegten Bedingungen
betreten. Bei Feuer oder einem anderen Unglück,
das sofortige Schutzmaßnahmen erfordert, wird
diese Zustimmung vermutet.

(2) Schriftstücke österreichischer Behörden kön-
nen im Sitzbereich des Internationalen Registeramts
zugestellt werden.

(3) Die Organisation wird verhindern, daß der
Sitzbereich Personen als Zuflucht dient, die sich der
Verhaftung auf Grund eines Gesetzes der Republik
Österreich entziehen wollen, die die Republik
Österreich an ein anderes Land ausliefern will oder
die gerichtlichen Vollzugshandlungen zu entgehen
versuchen.

Artikel 4

IMMUNITÄT

(1) Die Organisation genießt in bezug auf das
Internationale Registeramt Immunität von der
Gerichtsbarkeit und Vollstreckung mit Ausnahme
folgender Fälle:

a) soweit die Organisation im Einzelfall aus-
drücklich darauf verzichtet;

b) im Fall eines von einem Dritten angestrengten
Zivilverfahrens wegen Schäden auf Grund
eines Unfalls, der durch ein der Organisation
gehörendes oder durch sie betriebenes Motor-
fahrzeug verursacht wurde, oder im Fall eines
Verstoßes gegen Vorschriften, die die Hal-
tung, den Betrieb und die Benützung von
Motorfahrzeugen regeln.

(2) Unbeschadet der Absätze 1 und 3 genießen
das Eigentum und die sonstigen Vermögenswerte
der Organisation ohne Rücksicht darauf, wo sie sich
befinden, Immunität von jeder Form der Beschlag-
nahme, Einziehung, Enteignung oder Zwangsver-
waltung.

(3) Das Eigentum und die sonstigen Vermögens-
werte der Organisation genießen ebenfalls Immuni-
tät von jedem behördlichen Zwang oder jeder
Maßnahme, die einem Urteil vorausgehen.
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Artikel 5

SCHUTZ DES SITZBEREICHES

Die zuständigen österreichischen Behörden wer-
den alle geeigneten Maßnahmen treffen, um den
Sitzbereich des Internationalen Registeramts vor
jedem Eindringen und jeder Beschädigung zu
schützen.

Artikel 6

ÖFFENTLICHE LEISTUNGEN IM SITZ-
BEREICH

(1) Die Republik Österreich wird alle geeigneten
Maßnahmen treffen, daß für den Sitzbereich die
notwendigen öffentlichen Einrichtungen und Lei-
stungen zu angemessenen Bedingungen bereitge-
stellt werden.

(2) Der Leiter des Internationalen Registeramts
wird über Ersuchen die erforderlichen Vorkehrun-
gen treffen, um den gehörig bevollmächtigten
Vertretern der zuständigen öffentlichen Einrichtun-
gen zu ermöglichen, die Anlagen, Leitungen, Netze
und Kanalanlagen im Sitzbereich zu überprüfen,
instandzusetzen, instandzuhalten, wieder herzustel-
len oder zu verlegen, und zwar in einer Weise, daß
dadurch die amtliche Tätigkeit nicht über Gebühr
gestört wird.

Artikel 7

ARCHIVE

Die Archive der Organisation sowie alle Doku-
mente und Datenträger, die ihr gehören oder sich in
ihrem Besitz befinden, sind unverletzlich.

Artikel 8

NACHRICHTENVERKEHR, VERÖFFENT-
LICHUNGEN

(1) Die Republik Österreich schützt den freien
Verkehr der Organisation im Rahmen ihrer
amtlichen Tätigkeit. Die amtlichen Mitteilungen,
die an das Internationale Registeramt oder einen
Bediensteten des Internationalen Registeramts im
Sitzbereich gerichtet sind, sowie die vom Internatio-
nalen Registeramt abgehenden amtlichen Mitteilun-
gen, auf welchem Wege und in welcher Form immer
sie übermittelt werden, unterliegen keiner Zensur
und dürfen auch sonst nicht abgefangen oder in
ihrem vertraulichen Charakter verletzt werden.

(2) Die Organisation kann sich im Verkehr mit
dem Internationalen Registeramt aller geeigneter
Mittel einschließlich Kuriere und verschlüsselter
Nachrichten bedienen; auf diese finden dieselben
Privilegien und Immunitäten Anwendung wie auf
diplomatische Kuriere und Sendungen.

(3) Die Republik Österreich anerkennt das Recht
der Organisation, im Rahmen ihrer amtlichen
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Tätigkeit innerhalb der Republik Österreich unbe-
hindert Veröffentlichungen durch Druckwerke,
Datenträger, Datenübermittlung oder Rundfunk
vorzunehmen. Es besteht jedoch Einverständnis
darüber, daß die Organisation Gesetze der Republik
Österreich oder internationale Verträge, die das
Urheberrecht betreffen und denen die Republik
Österreich angehört, einhalten wird.

Artikel 9

STEUER- UND ZOLLFREIHEIT

(1) In bezug auf das Internationale Registeramt
sind die Organisation, deren Vermögenswerte,
Einkünfte und anderes Eigentum von jeder Form
der Besteuerung befreit; eine solche Steuerbefreiung
bezieht sich jedoch nicht auf den Eigentümer oder
Bestandgeber des von der Organisation in Bestand
genommenen Eigentums.

(2) Indirekte Steuern, die einen Teil der Kosten
der Waren oder Dienstleistungen darstellen, die von
der Organisation in bezug auf das Internationale
Registeramt gekauft oder für sie erbracht wurden,
Miet- und Pachtzinse eingeschlossen, werden der
Organisation in dem Ausmaß rückvergütet, in dem
österreichische Rechtsvorschriften dies für ausländi-
sche Vertretungsbehörden vorsehen.

(3) Alle Rechtsgeschäfte, an denen die Organisa-
tion beteiligt ist, und alle Urkunden über solche sind
von allen Abgaben, Beurkundungs- und Gerichtsge-
bühren befreit.

(4) Gegenstände, die von der Organisation für
amtliche Zwecke ein- oder ausgeführt werden, sind
von Zollgebühren und anderen Abgaben, sofern
diese nicht lediglich ein Entgelt für öffentliche
Dienstleistungen darstellen, sowie von wirtschaftli-
chen Ein- und Ausfuhrverboten und -beschränkun-
gen befreit.

(5) Die Organisation ist hinsichtlich der Einfuhr
von Dienstwagen und Ersatzteilen für diese, soweit
sie im Rahmen ihrer amtlichen Tätigkeit benötigt
werden, von Zöllen und anderen Abgaben, sofern
diese nicht lediglich ein Entgelt für öffentliche
Dienstleistungen darstellen, sowie von wirtschaftli-
chen Verboten und Beschränkungen befreit.

(6) Die gemäß den Absätzen 4 und 5 eingeführten
Gegenstände dürfen von der Organisation in der
Republik Österreich innerhalb eines Zeitraumes von
zwei Jahren nach Einfuhr oder Erwerb nicht an
andere Personen überlassen oder übertragen wer-
den.

(7) Die Organisation ist von der Verpflichtung
zur Entrichtung des Dienstgeberbeitrages zum
Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen befreit.
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Artikel 10

FINANZIELLE ERLEICHTERUNGEN

Die Organisation kann, ohne irgendwelchen
Kontrollen oder Vorschriften unterworfen zu sein,
für amtliche Zwecke ungehindert

a) jegliche Zahlungsmittel auf gesetzlich zulässi-
gem Weg erwerben, besitzen und über sie
verfügen;

b) über Guthaben in jeder beliebigen Währung
verfügen;

c) Kapitalien und Wertpapiere auf gesetzlich
zulässigem Weg erwerben, besitzen und
darüber verfügen;

d) ihre Kapitalien, Wertpapiere und Zahlungs-
mittel in die Republik Österreich oder aus der
Republik Österreich, in jedes Land oder aus
jedem Land oder innerhalb der Republik
Österreich transferieren; und

e) sich durch Nutzung ihrer Kreditfähigkeit oder
auf andere ihr wünschenswert erscheinende
Weise Kapitalien beschaffen, jedoch mit der
Maßgabe, daß für die Beschaffung von
Kapitalien in der Republik Österreich die
Organisation deren Zustimmung einzuholen
hat.

Artikel 11

SOZIALE SICHERHEIT

(1) Die Organisation ist von jeder Leistungs-
pflicht an eine Sozialversicherungseinrichtung der
Republik Österreich befreit.

(2) Die Bediensteten des Internationalen Regi-
steramts sind von der Anwendung der österreichi-
schen Rechtsvorschriften über die Sozialversiche-
rung befreit, sofern sie dem System der sozialen
Sicherheit der Organisation angehören.

Artikel 12

EIN-, AUS-, DURCHREISE UND AUFENT-
HALT

(1) Die Republik Österreich wird alle erforderli-
chen Maßnahmen treffen, um den nachstehend
angeführten Personen die Einreise nach und den
Aufenthalt in der Republik Österreich zu erleich-
tern, und wird ihrer Ausreise aus österreichischem
Hoheitsgebiet keine Hindernisse in den Weg legen
und dafür sorgen, daß sie bei ihren Reisen zum und
vom Sitzbereich nicht behindert werden, sowie
ihnen während der Reise jeden erforderlichen
Schutz zuteil werden lassen:

a) Vertretern der Vertragsstaaten, und diesen
beigegebenen Stellvertretern, Beratern oder
Sachverständigen;

b) Vertretern der von der Organisation eingela-
denen Staaten oder Organisationen;
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c) Bediensteten des Internationalen Registeramts
und deren im gemeinsamen Haushalt leben
den Familienangehörigen;

d) Sachverständigen im Sinn von Artikel 15.

(2) Die von den in diesem Artikel angeführten
Personen allenfalls benötigten Sichtvermerke wer-
den kostenlos und so rasch wie möglich erteilt.

(3) Eine von einer in Absatz 1 angeführten Person
im Rahmen ihrer amtlichen Eigenschaft für die
Organisation ausgeübte Tätigkeit stellt keinen
Grund dar, sie an der Einreise in das oder an der
Ausreise aus dem Gebiet der Republik Österreich zu
hindern.

(4) Eine in Absatz 1 angeführte Person darf von
der Republik Österreich nicht zum Verlassen des
österreichischen Hoheitsgebietes verhalten werden,
außer bei Vorliegen eines Mißbrauches des Rechtes
auf Aufenthalt, in welchem Fall das folgende
Verfahren anzuwenden ist:

a) Die Einleitung eines Verfahrens mit dem Ziel,
eine solche Person zum Verlassen des
österreichischen Hoheitsgebietes zu verhalten,
bedarf der vorherigen Zustimmung des
Bundesministers für auswärtige Angelegenhei-
ten der Republik Österreich.

b) Handelt es sich hierbei um eine in Absatz 1
lit. a genannte Person, dann darf diese
Zustimmung nur nach Rücksprache mit der
Regierung des betreffenden Vertragsstaates
erteilt werden.

c) Handelt es sich um eine in Absatz 1 lit. b bis d
genannte Person, dann darf diese Zustimmung
nur nach Rücksprache mit dem Leiter des
Internationalen Registeramts erteilt werden.
Wird ein Ausweisungsverfahren gegen eine
solche Person eingeleitet, hat der Leiter des
Internationalen Registeramts das Recht, bei
einem solchen Verfahren neben der Person,
gegen die es eingeleitet wird, zu erscheinen
oder einen Vertreter zu entsenden.

d) Der Leiter des Internationalen Registeramts
und sein Stellvertreter dürfen nur entspre-
chend dem gegenüber Mitgliedern vergleich-
baren Ranges des Personals der bei der
Republik Österreich beglaubigten Leiter di-
plomatischer Vertretungen üblichen Verfah-
ren zum Verlassen des österreichischen
Hoheitsgebietes verhalten werden.

(5) Die Republik Österreich ist berechtigt, einen
ausreichenden Nachweis darüber zu verlangen, daß
die Personen, welche die durch diesen Artikel
eingeräumten Rechte beanspruchen, unter die in
Absatz 1 angegebenen Kategorien fallen, oder die
angemessene Anwendung von Quarantäne- und
Gesundheitsvorschriften zu fordern.

(6) Die zuständigen österreichischen Behörden
und der Leiter des Internationalen Registeramts
setzen sich über Antrag eines Teiles hinsichtlich der
Methoden ins Einvernehmen, die angewandt
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werden sollen, um aus dem Ausland kommende
Personen, die sich in den Sitzbereich zu begeben
wünschen und die in Artikel 12 vorgesehenen
Privilegien nicht genießen, die Einreise in die
Republik Österreich und die Benützung vorhande-
ner Verkehrsmittel zu erleichtern.

Artikel 13

BEDIENSTETE DES INTERNATIONALEN
REGISTERAMTS

(1) Bedienstete des Internationalen Registeramts
genießen in und gegenüber der Republik Österreich
folgende Vorrechte und Immunitäten:

a) Befreiung von der Gerichtsbarkeit hinsichtlich
der von ihnen in Ausübung ihrer amtlichen
Tätigkeit vorgenommenen Handlungen ein-
schließlich ihrer mündlichen und schriftlichen
Äußerungen; diese Immunität gilt jedoch nicht
im Falle eines Verstoßes gegen Vorschriften
über den Straßenverkehr durch einen Bedien-
steten des Internationalen Registeramts oder
eines Schadens, der durch ein ihm gehörendes
oder von ihm geführtes Motorfahrzeug
verursacht wurde; diese Befreiung besteht
auch dann weiter, wenn die betreffenden
Personen nicht mehr Bedienstete des Interna-
tionalen Registeramts sind;

b) Schutz vor der Beschlagnahme ihres privaten
und ihres Dienstgepäcks und Schutz vor der
Durchsuchung des Dienstgepäcks und, falls
der Bedienstete unter Artikel 15 fällt, Schutz
vor Durchsuchung des privaten Gepäcks;

c) Unverletzlichkeit aller ihrer amtlichen Schrift-
stücke, Datenträger und Urkunden;

d) Befreiung von der Besteuerung der Gehälter,
Bezüge, Vergütungen und Ruhegenüsse, die
sie von der Organisation im Zusammenhang
mit ihrer Tätigkeit beim Internationalen
Register erhalten; diese Befreiung bezieht sich
auch auf Unterstützungen an die Familienan-
gehörigen der Bediensteten;

e) Befreiung von jeder Art der Besteuerung von
Einkommen, die aus Quellen außerhalb der
Republik Österreich stammen;

f) Befreiung von der Erbschafts- und Schen-
kungssteuer, soweit diese allein infolge des
Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufenthalts
der Bediensteten oder ihrer im gemeinsamen
Haushalt lebenden Familienangehörigen in
der Republik Österreich entsteht;

g) Befreiung von Einreisebeschränkungen und
von der Meldepflicht für sich selbst und ihre
im gemeinsamen Haushalt lebenden Familien-
angehörigen mit Ausnahme der Meldepflicht
im Falle der Unterkunftnahme in einem
Beherbergungsbetrieb; allenfalls erforderliche
Sichtvermerke werden gebührenfrei erteilt;

h) die Befugnis, in der. Republik Österreich
ausländische Wertpapiere, Guthaben in frem-
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den Währungen und andere bewegliche und
unbewegliche Vermögenswerte, letztere je-
doch nur unter den auch für österreichische
Staatsbürger geltenden Bedingungen, zu er-
werben und zu besitzen, sowie das Recht, bei
Beendigung ihres Dienstverhältnisses bei der
Organisation ohne Vorbehalte oder Beschrän-
kungen ihre Zahlungsmittel auf gesetzlich
zulässigem Weg in der gleichen Währung und
bis zu denselben Beträgen auszuführen, wie sie
sie in die Republik Österreich eingeführt
haben;

i) das Recht, zum persönlichen Gebrauch, frei
von Steuern und Abgaben, sofern diese nicht
lediglich ein Entgelt für öffentliche Dienstlei-
stungen darstellen, sowie frei von wirtschaftli-
chen Einfuhrverboten und -beschränkungen
folgendes einzuführen:
i) ihre Einrichtungsgegenstände und persön-

liche Habe in einem oder mehreren
getrennten Transporten;

ii) alle vier Jahre einen Kraftwagen;
iii) beschränkte Mengen bestimmter Artikel,

die zum persönlichen Gebrauch oder
Verbrauch, jedoch nicht für Geschenk-
oder Verkaufszwecke bestimmt sind;

j) den gleichen Schutz und die gleichen
Repatriierungsmöglichkeiten für sich selbst
und ihre im gemeinsamen Haushalt lebenden
Familienangehörigen, wie sie Mitgliedern
vergleichbaren Ranges des Personals der bei
der Republik Österreich beglaubigten Leiter
diplomatischer Vertretungsbehörden in Zeiten
internationaler Krisen eingeräumt werden.

(2) Bedienstete des Internationalen Registeramts,
die nicht österreichische Staatsbürger sind, sind von
den Leistungen aus dem Familienlastenausgleich
ausgeschlossen; gleiches gilt für deren Ehegatten
und minderjährige Kinder, sofern sie mit dem
Bediensteten in einer Haushaltsgemeinschaft leben.

Artikel 14

LEITER DES INTERNATIONALEN
REGISTERAMTS

Neben den in Artikel 13 angeführten Vorrechten
und Immunitäten werden dem Leiter des Internatio-
nalen Registeramts und seinem Stellvertreter, sofern
diese nicht österreichische Staatsbürger oder in der
Republik Österreich ständig ansässig sind, die
Vorrechte, Immunitäten, Befreiungen und Erleich-
terungen gewährt, die Leitern diplomatischer
Vertretungsbehörden oder Mitgliedern diplomati-
scher Vertretungsbehörden vergleichbaren Ranges
eingeräumt werden.

Artikel 15

SACHVERSTÄNDIGE

(1) Sachverständige genießen bei der Ausübung
ihrer Tätigkeit für die Organisation oder bei der
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Ausführung von Aufträgen für diese im Zusammen-
hang mit dem Internationalen -Registeramt die
nachstehenden Vorrechte und Immunitäten, soweit
sie für die Ausübung ihrer Tätigkeiten notwendig
sind, und zwar auch während der Reisen, die in
Ausübung ihrer Tätigkeit oder zur Durchführung
ihres Auftrags ausgeführt werden:

a) Befreiung von der Gerichtsbarkeit hinsichtlich
der von ihnen in Ausübung ihres Amtes
vorgenommenen Handlungen einschließlich
ihrer mündlichen und schriftlichen Äußerun-
gen; diese Immunität gilt jedoch nicht im Fall
eines Verstoßes gegen Vorschriften über den
Straßenverkehr durch einen Sachverständigen
oder im Fall eines Schadens, der durch ein ihm
gehörendes oder von ihm geführtes Motor-
fahrzeug verursacht wurde; die Sachverstän-
digen genießen diese Immunität auch nach
Beendigung ihrer Tätigkeit bei der Organisa-
tion;

b) Unverletzlichkeit aller ihrer amtlichen Schrift-
stücke, Datenträger und Urkunden;

c) Schutz für ihre Person und ihre im gemeinsa-
men Haushalt lebenden Familienangehörigen
vor persönlicher Verhaftung oder Anhaltung
und vor Beschlagnahme ihres privaten oder
Dienstgepäcks;

d) den gleichen Schutz und die gleichen
Repatriierungsmöglichkeiten für sich selbst
und ihre im gemeinsamen Haushalt lebenden
Familienangehörigen, wie sie Mitgliedern
vergleichbaren Ranges des Personals der bei
der Republik Österreich beglaubigten Leiter
diplomatischer Vertretungsbehörden in Zeiten
internationaler Krisen eingeräumt werden;

e) die zur Überweisung ihrer Bezüge und
Entschädigungen erforderlichen devisenrecht-
lichen Befreiungen.

(2) In jenen Fällen, in denen der Anfall
irgendeiner Steuer vom Aufenthalt abhängt, werden
Zeiträume, während derer sich die in Absatz 1
genannten Personen in der Republik Österreich zur
Erfüllung ihrer Aufgaben aufhalten, nicht als
Aufenthaltszeiträume angesehen. Diese Personen
sind insbesondere von der Steuerzahlung für ihre
von der Organisation empfangenen Bezüge und
Entschädigungen während eines derartigen Dienst-
zeitraumes sowie von allen Fremdenverkehrsabga-
ben befreit.

Artikel 16

MITTEILUNG DER PERSONALEINSTEL-
LUNGEN

PERSONALAUSWEISE

(1) Das Internationale Registeramt wird der
Republik Österreich die Aufnahme und Beendigung
der Dienstverhältnisse der Bediensteten mitteilen.

(2) Die Republik Österreich wird den Bedienste-
ten des Internationalen Registeramts und ihren im
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gemeinsamen Haushalt lebenden Familienangehöri-
gen, sofern sie nicht österreichische Staatsbürger
oder Personen sind, die in der Republik Österreich
ständig ansässig sind, einen Identitätsausweis, der
mit dem Lichtbild des Inhabers versehen ist,
ausstellen. Dieser Ausweis dient zur Legitimierung
des Inhabers gegenüber allen österreichischen
Behörden.

(3) Österreichischen Staatsbürgern oder Perso-
nen, die bei Aufnahme ihrer Tätigkeit beim
Internationalen Registeramt in der Republik Öster-
reich ständig ansässig sind, kann die Organisation
einen Identitätsausweis, der mit dem Lichtbild des
Inhabers versehen ist, ausstellen.

Artikel 17

ÖSTERREICHISCHE STAATSBÜRGER UND
STÄNDIG IN DER REPUBLIK ÖSTERREICH

ANSÄSSIGE PERSONEN

Österreichischen Staatsbürgern oder Personen,
die bei Aufnahme ihrer Tätigkeit in der Republik
Österreich ständig ansässig sind, stehen nur die im
Artikel 11, Artikel 13 Absatz 1 lit. a, c und d und
Artikel 15 Absatz 1 lit. a, b und e und Absatz 2
genannten Vorrechte und Immunitäten zu.

Artikel 18

ZWECK DER GEWÄHRUNG VON VOR-
RECHTEN UND IMMUNITÄTEN

(1) Die in diesem Abkommen vorgesehenen
Vorrechte und Immunitäten sind nicht dazu
bestimmt, den Bediensteten des Internationalen
Registeramts oder den Sachverständigen persönli-
che Vorteile zu verschaffen. Sie sind lediglich zu
dem Zweck vorgesehen, unter allen Umständen die
ungehinderte amtliche Tätigkeit der Organisation
und die vollständige Unabhängigkeit der Personen,
denen sie gewährt werden, zu gewährleisten.

(2) Die Organisation hat die Pflicht, eine
Immunität aufzuheben, würde sie nach ihrer Ansicht
verhindern, daß der Gerechtigkeit Genüge ge-
schieht, und wenn sie ohne Beeinträchtigung der
Interessen der Organisation aufgehoben werden
kann.

Artikel 19

BEILEGUNG VON STREITIGKEITEN

(1) Die Organisation trifft Maßnahmen hinsicht-
lich geeigneter Verfahren zur Beilegung von:

a) Streitigkeiten aus Verträgen oder Streitigkei-
ten privatrechtlichen Charakters, bei denen
die Organisation Partei ist;

b) Streitigkeiten, an denen ein Bediensteter des
Internationalen Registeramts, der auf Grund
seiner amtlichen Stellung Befreiung von der
Jurisdiktion genießt und dessen Befreiung von
der Organisation nicht aufgehoben wurde,
beteiligt ist.
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(2) Alle Meinungsverschiedenheiten zwischen der
Republik Österreich und der Organisation über die
Auslegung oder Anwendung dieses Abkommens
oder irgendeines Zusatzabkommens sowie alle
Fragen hinsichtlich des Sitzbereiches oder des
Verhältnisses zwischen der Republik Österreich und
der Organisation, welche nicht im Verhandlungs-
weg oder nach einem anderen einvernehmlich
festgelegten Verfahren beigelegt werden, sind zur
endgültigen Entscheidung einem aus drei Schieds-
richtern zusammengesetzten Schiedsgericht zu
unterbreiten; von diesem ist einer von der Republik
Österreich", einer von der Organisation und der
dritte, der als Vorsitzender des Schiedsgerichts
fungieren soll, von den beiden ersten Schiedsrich-
tern auszuwählen. Können die beiden ersten
Schiedsrichter innerhalb von sechs Monaten nach
ihrer Ernennung keine Einigung hinsichtlich des
dritten Schiedsrichters erzielen, so wird dieser dritte
Schiedsrichter auf Ersuchen der Republik Öster-
reich oder der Organisation vom Präsidenten des
Internationalen Gerichtshofes ausgewählt.

Artikel 20
INKRAFTTRETEN

(1) Dieses Abkommen tritt in Kraft, sobald die
Vertragsparteien einander mitgeteilt haben, daß die
Verfahren, die für jede von ihnen erforderlich sind,
um daran gebunden zu sein, durchgeführt wurden.

(2) Die Artikel 9, 11, 13 und 17 treten
rückwirkend mit 1. März 1991 in Kraft.

Artikel 21

AUSSERKRAFTTRETEN
Dieses Abkommen tritt außer Kraft:
a) wenn darüber zwischen der Republik Öster-

reich und der Organisation Einvernehmen
herrscht; und

b) wenn der Sitz des Internationalen Register-
amts aus dem Gebiet der Republik Österreich
verlegt wird; hierbei sind jene Bestimmungen
des Abkommens ausgenommen, die in Zusam-
menhang mit der ordnungsgemäßen Beendi-
gung der Tätigkeit des Internationalen Regi-
steramts mit der Verfügung über ihr dort
befindliches Eigentum gegebenenfalls Anwen-
dung finden.

Geschehen zu Genf, am 11. Dezember 1991 in
zwei Urschriften in deutscher und in englischer
Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen
verbindlich ist.

Für die Republik Österreich:
Mock

Für die Weltorganisation für geistiges Eigentum:
Bogsch

Die Mitteilungen gemäß Art. 20 Abs. 1 des Abkommens wurden am 2. bzw. 4. Juni 1992 abgegeben;
das Abkommen ist daher gemäß seinem Art. 20 Abs. 1 mit 4. Juni 1992 in Kraft getreten.

Vranitzky
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406.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß der nachstehenden Staatsverträge wird genehmigt.

Übereinkommen zur Bekämpfung widerrechtlicher Handlungen gegen die Sicherheit der See-
schiffahrt sowie Protokoll zur Bekämpfung widerrechtlicher Handlungen gegen die Sicherheit

fester Plattformen, die sich auf dem Festlandsockel befinden

(Übersetzung)

ÜBEREINKOMMEN ZUR
BEKÄMPFUNG WIDER-
RECHTLICHER HAND-
LUNGEN GEGEN DIE
SICHERHEIT DER SEE-

SCHIFFAHRT

Die Vertragsstaaten dieses Über-
einkommens —

IN ANBETRACHT der Ziele
und Grundsätze der Satzung der
Vereinten Nationen betreffend
die Wahrung des Weltfriedens
und der internationalen Sicher-
heit sowie die Förderung freund-
schaftlicher Beziehungen und der
Zusammenarbeit zwischen den
Staaten,

insbesondere IN DER
ERKENNTNIS, daß jeder das
Recht auf Leben sowie persönli-
che Freiheit und Sicherheit hat,
wie es die Allgemeine Erklärung
der Menschenrechte und der
Internationale Pakt über bürgerli-
che und politische Rechte vorse-
hen,

TIEF BESORGT über die
weltweite Eskalation terroristi-
scher Handlungen aller Art, die
das Leben unschuldiger Men-
schen gefährden oder vernichten,
die Grundfreiheiten beeinträchti-
gen und eine ernste Verletzung
der Menschenwürde darstellen,

IN DER ERWÄGUNG, daß
widerrechtliche Handlungen
gegen die Sicherheit der See-
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Schiffahrt die Sicherheit von Per-
sonen und Sachen gefährden, den
Betrieb von Seeschiffahrtsdien-
sten ernstlich beeinträchtigen und
das Vertrauen der Völker der
Welt in die Sicherheit der See-
schiffahrt untergraben,

IN DER ERWÄGUNG, daß
solche Handlungen der Völker-
gemeinschaft insgesamt Anlaß zu
ernster Besorgnis geben,

ÜBERZEUGT, daß es drin-
gend notwendig ist, eine interna-
tionale Zusammenarbeit zwi-
schen den Staaten bei der Ausar-
beitung und Annahme wirksamer
und durchführbarer Maßnahmen
zur Verhütung aller widerrechtli-
chen Handlungen gegen die
Sicherheit der Seeschiffahrt und
zur strafrechtlichen Verfolgung
und Bestrafung der Täter zu ent-
wickeln,

EINGEDENK der Resolu-
tion 40/61 der Generalversamm-
lung der Vereinten Nationen vom
9. Dezember 1985, in der unter
anderem „alle Staaten nach-
drücklich aufgefordert werden,
einzeln und in Zusammenarbeit
mit anderen Staaten sowie mit
den entsprechenden Organen der
Vereinten Nationen zur schritt-
weisen Beseitigung der tieferen
Ursachen des internationalen

. Terrorismus beizutragen und ihre
besondere Aufmerksamkeit auf
alle Situationen zu richten —
unter anderem den Kolonialis-
mus, den Rassismus sowie Situa-
tionen, mit denen massive und
flagrante Verletzungen der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten
einhergehen, und Situationen im
Zusammenhang mit fremder
Besetzung —, die zu internatio-
nalem Terrorismus führen und
den Weltfrieden und die interna-
tionale Sicherheit gefährden kön-
nen",

EINGEDENK FERNER des-
sen, daß die Resolution 40/61
„alle terroristischen Handlungen,
Methoden und Praktiken, ein-
schließlich solcher, die die
freundschaftlichen Beziehungen
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zwischen Staaten und ihre Sicher-
heit gefährden, gleich wo und
von wem sie begangen werden,
unmißverständlich als verbreche-
risch verurteilt",

SOWIE EINGEDENK des-
sen, daß durch die Resolu-
tion 40/61 die Internationale See-
schiffahrts-Organisation aufge-
fordert wurde, „das Problem des
an Bord von Schiffen oder gegen
Schiffe verübten Terrorismus zu
untersuchen, um Empfehlungen
über geeignete Maßnahmen
abzugeben",

IN ANBETRACHT der Reso-
lution A. 584 (14) der Versamm-
lung der Internationalen See-
schiffahrts-Organisation vom
20. November 1985, in der zur
Ausarbeitung von Maßnahmen
zur Verhütung widerrechtlicher
Handlungen aufgerufen wurde,
welche die Sicherheit von Schif-
fen sowie deren Fahrgästen und
Besatzungen bedrohen,

IM HINBLICK DARAUF,
daß Handlungen der Besatzung,
die- der üblichen Borddisziplin
unterliegen, von diesem Überein-
kommen nicht erfaßt werden,

IN BEKRÄFTIGUNG DES-
SEN, daß es wünschenswert ist,
die Regeln und Normen zur Ver-
hütung und Bekämpfung wider-
rechtlicher Handlungen gegen
Schiffe und gegen Menschen an
Bord von Schiffen zu überwachen
mit dem Ziel, sie nach Bedarf zu
aktualisieren, und deshalb die
vom Schiffssicherheitsausschuß
der Internationalen Seeschiff-
fahrts-Organisation empfohlenen
Maßnahmen zur Verhütung
widerrechtlicher Handlungen
gegen Fahrgäste und Besatzun-
gen an Bord von Schiffen mit
Befriedigung zur Kenntnis neh-
mend,

SOWIE IN BEKRÄFTI-
GUNG DES GRUNDSATZES,
daß für Fragen, die in diesem
Übereinkommen nicht geregelt
sind, weiterhin die Regeln und
Grundsätze des allgemeinen Völ-
kerrechts gelten,

IN DER ERKENNTNIS, daß
alle Staaten bei der Bekämpfung
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widerrechtlicher Handlungen
gegen die Sicherheit der See-
schiffahrt die Regeln und Grund-
sätze des allgemeinen Völker-
rechts streng einhalten müssen —

SIND wie folgt ÜBEREINGE-
KOMMEN:

Artikel 1

Im Sinne dieses Übereinkom-
mens bedeutet „Schiff" ein nicht
dauerhaft am Meeresboden befe-
stigtes Wasserfahrzeug jeder Art,
einschließlich Fahrzeuge mit
dynamischem Auftrieb, Unter-
wassergerät und anderes schwim-
mendes Gerät.

Artikel 2

1. Dieses Übereinkommen fin-
det keine Anwendung auf

a) Kriegsschiffe oder
b) einem Staat gehörende oder

von ihm eingesetzte Schiffe,
wenn sie als Flottenhilfs-
schiffe oder für Zoll- oder
Polizeizwecke benutzt wer-
den, oder

c) Schiffe, die aus dem Ver-
kehr gezogen oder aufge-
legt sind.

2. Dieses Übereinkommen läßt
die Immunitäten der Kriegs-
schiffe und der sonstigen Staats-
schiffe, die anderen als Han-
delszwecken dienen, unberührt.

Artikel 3

1. Eine Straftat begeht, wer
widerrechtlich und vorsätzlich

a) durch Gewalt oder Dro-
hung mit Gewalt oder
durch eine andere Form der
Einschüchterung ein Schiff
in Besitz nimmt oder die
Herrschaft darüber ausübt
oder

b) eine gewalttätige Handlung
gegen eine Person an Bord
eines Schiffes verübt, wenn
diese Handlung geeignet
ist, die sichere Führung des
Schiffes zu gefährden, oder

c) ein Schiff zerstört oder
einem Schiff oder seiner
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Ladung eine Beschädigung
zufügt, die geeignet ist, die
sichere Führung des Schif-
fes zu gefährden, oder

d) in ein Schiff auf welche Art
auch immer eine Vorrich-
tung oder eine andere
Sache bringt oder bringen
läßt, die geeignet ist, dieses
Schiff zu zerstören oder
dem Schiff oder seiner
Ladung eine Beschädigung
zuzufügen, welche die
sichere Führung des Schif-
fes gefährdet oder zu
gefährden geeignet ist, oder

e) Seenavigationseinrichtun-
gen zerstört oder ernstlich
beschädigt oder ihren
Betrieb ernstlich beeinträch-
tigt, wenn eine solche
Handlung geeignet ist, die
sichere Führung eines Schif-
fes zu gefährden, oder

f) wissentlich unrichtige Anga-
ben macht und dadurch die
sichere Führung eines Schif-
fes gefährdet oder

g) im Zusammenhang mit der
Begehung oder der versuch-
ten Begehung einer der
unter den Buchstaben a bis f
genannten Straftaten eine
Person verletzt oder tötet.

2. Eine Straftat begeht auch,
wer

a) eine der in Absatz 1
genannten Straftaten zu
begehen versucht oder

b) eine Person zur Begehung
einer der in Absatz 1
genannten Straftaten anstif-
tet, sofern die Straftat tat-
sächlich begangen wird,
oder sich sonst an der Bege-
hung einer solchen Straftat
beteiligt oder

c) droht, eine der in Absatz 1
Buchstaben b, c und e
genannten Straftaten zu
begehen, sofern diese Dro-
hung geeignet ist, die
sichere Führung des betref-
fenden Schiffes zu gefähr-
den, gleichviel ob die Dro-
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hung nach innerstaatlichem
Recht mit einer Bedingung
verknüpft ist, die darauf
abzielt, eine natürliche oder
juristische Person zu einem
Tun oder Unterlassen zu
nötigen.

Artikel 4

1. Dieses Übereinkommen fin-
det Anwendung, wenn das Schiff
in Gewässer einfährt, Gewässer
durchfährt oder aus Gewässern
kommt, die jenseits der seewärti-
gen Grenze des Küstenmeers
eines einzelnen Staates oder jen-
seits der seitlichen Grenzen seines
Küstenmeers zu angrenzenden
Staaten liegen, oder wenn der
Fahrplan des Schiffes dies vor-
sieht.

2. In Fällen, in denen dieses
Übereinkommen nicht nach
Absatz 1 Anwendung findet, ist es
dennoch anzuwenden, wenn der
Täter oder der Verdächtige im
Hoheitsgebiet eines anderen Ver-
tragsstaats als des in Absatz 1
bezeichneten Staates aufgefunden
wird.

Artikel 5

Jeder Vertragsstaat bedroht die
in Artikel 3 genannten Straftaten
mit angemessenen Strafen, wel-
che die Schwere der Tat berück-
sichtigen.

Artikel 6

1. Jeder Vertragsstaat trifft die
notwendigen Maßnahmen, um
seine Gerichtsbarkeit über die in
Artikel 3 genannten Straftaten zu
begründen, wenn die Straftat
begangen wird

a) gegen ein Schiff, das zur
Zeit der Begehung der
Straftat die Flagge dieses
Staates führt, oder an Bord
eines solchen Schiffes oder

b) im Hoheitsgebiet dieses
Staates einschließlich seines
Küstenmeers oder

c) von einem Angehörigen die-
ses Staates.

2. Ein Vertragsstaat kann seine
Gerichtsbarkeit über eine solche
Straftat auch begründen,
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a) wenn sie von einem Staaten-
losen begangen wird, der
seinen gewöhnlichen Auf-
enthalt in diesem Staat hat,
oder

b) wenn bei ihrer Begehung
ein Angehöriger dieses
Staates festgehalten,
bedroht, verletzt oder getö-
tet wird oder

c) wenn sie mit dem Ziel
begangen wird, diesen Staat
zu einem Tun oder Unter-
lassen zu nötigen.

3. Jeder Vertragsstaat, der
seine Gerichtsbarkeit nach
Absatz 2 begründet hat, notifi-
ziert dies dem Generalsekretär
der Internationalen Seeschiff-
fahrts-Organisation (im folgen-
den als „Generalsekretär"
bezeichnet). Hebt der Vertrags-
staat diese Gerichtsbarkeit später
wieder auf, so notifiziert er dies
dem Generalsekretär.

4. Jeder Vertragsstaat trifft die
notwendigen Maßnahmen, um
seine Gerichtsbarkeit über die in
Artikel 3 genannten Straftaten für
den Fall zu begründen, daß der
Verdächtige sich in seinem
Hoheitsgebiet befindet und er ihn
nicht an einen der Vertragsstaa-
ten ausliefert, die in Übereinstim-
mung mit den Absätzen 1 und 2
des vorliegenden Artikels ihre
Gerichtsbarkeit begründet haben.

5. Dieses Übereinkommen
schließt eine Strafgerichtsbarkeit,
die nach innerstaatlichem Recht
ausgeübt wird, nicht aus.

Artikel 7

1. Hält der Vertragsstaat, in
dessen Hoheitsgebiet sich der
Täter oder der Verdächtige befin-
det, es in Anbetracht der
Umstände für gerechtfertigt, so
nimmt er ihn nach seinem Recht
in Haft oder trifft andere Maß-
nahmen, um seine Anwesenheit
für die Zeit sicherzustellen, die
zur Einleitung eines Straf- oder
Auslieferungsverfahrens benötigt
wird.

2. Dieser Staat führt nach sei-
nen innerstaatlichen Rechtsvor-
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Schriften umgehend eine vorläu-
fige Untersuchung zur Feststel-
lung des Sachverhalts durch.

3. Jeder, gegen den die in
Absatz 1 bezeichneten Maßnah-
men getroffen werden, ist berech-
tigt,

a) unverzüglich mit dem näch-
sten zuständigen Vertreter
des Staates, dessen Angehö-
riger er ist oder der ander-
weitig zur Herstellung einer
solchen Verbindung berech-
tigt ist, oder, wenn der
Betreffende staatenlos ist,
des Staates, in dem er sei-
nen gewöhnlichen Aufent-
halt hat, in Verbindung zu
treten;

b) den Besuch eines Vertreters
dieses Staates zu empfan-
gen.

4. Die in Absatz 3 bezeichneten
Rechte werden in Übereinstim-
mung mit den Gesetzen und
sonstigen Vorschriften des Staates
ausgeübt, in dessen Hoheitsgebiet
sich der Täter oder der Verdäch-
tige befindet, wobei jedoch diese
Gesetze und sonstigen Vorschrif-
ten die volle Verwirklichung der
Zwecke gestatten müssen, für
welche die Rechte nach Absatz 3
gewährt werden.

5. Hat ein Vertragsstaat eine
Person aufgrund dieses Artikels
in Haft genommen, so zeigt er
unverzüglich den Staaten, die in
Übereinstimmung mit Artikel 6
Absatz 1 ihre Gerichtsbarkeit
begründet haben, sowie, wenn er
es für angebracht hält, jedem
anderen interessierten Staat die
Tatsache, daß diese Person in
Haft ist, und die Umstände an,
welche die Haft rechtfertigen.
Der Staat, der die vorläufige
Untersuchung nach Absatz 2
durchführt, unterrichtet die
genannten Staaten unverzüglich
über das Ergebnis der Untersu-
chung und teilt ihnen mit, ob er
seine Gerichtsbarkeit auszuüben
beabsichtigt.

Artikel 8

1. Der Kapitän eines Schiffes
eines Vertragsstaats („Flaggen-
staat") kann den Behörden eines
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anderen Vertragsstaats („Emp-
fangsstaat") jede Person überge-
ben, bei der er begründeten Anlaß
zu der Annahme hat, daß sie eine
der in Artikel 3 genannten Straf-
taten begangen hat.

2. Der Flaggenstaat stellt
sicher, daß der Kapitän seines
Schiffes, wenn er eine Person an
Bord mitführt, die er in Überein-
stimmung mit Absatz 1 zu über-
geben beabsichtigt, verpflichtet
ist, die Behörden des Empfangs-
staats sofern praktisch durchführ-
bar, nach Möglichkeit vor Einlau-
fen in das Küstenmeer des Emp-
fangsstaats, von dieser Absicht
sowie den Gründen dafür zu
unterrichten.

3. Der Empfangsstaat über-
nimmt die Person, sofern er nicht
Gründe zu der Annahme hat, daß
das Übereinkommen auf die
Handlungen, die zu der Über-
gabe Anlaß geben, nicht anwend-
bar ist, und verfährt in Überein-
stimmung mit Artikel 7. Die
Ablehnung der Übernahme ist
mit einer Darstellung der Gründe
zu versehen.

4. Der Flaggenstaat stellt
sicher, daß der Kapitän seines
Schiffes verpflichtet ist, das in sei-
nem Besitz befindliche Beweisma-
terial, das sich auf die angebliche
Straftat bezieht, den Behörden
des Empfangsstaats zur Verfü-
gung zu stellen.

5. Ein Empfangsstaat, der eine
Person in Übereinstimmung mit
Absatz 3 übernommen hat, kann
seinerseits den Flaggenstaat ersu-
chen, die betreffende Person zu
übernehmen. Der Flaggenstaat
prüft ein solches Ersuchen und
verfährt, wenn er ihm stattgibt, in
Übereinstimmung mit Artikel 7.
Lehnt der Flaggenstaat ein Ersu-
chen ab, so übermittelt er dem
Empfangsstaat eine Darstellung
der Gründe dafür.

Artikel 9

Dieses Übereinkommen läßt
die Regeln des Völkerrechts über
die Zuständigkeit von Staaten für
Untersuchungs- oder Durchset-
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Zungsmaßnahmen an Bord von
Schiffen, die nicht ihre Flagge
führen, unberührt.

Artikel 10

1. Der Vertragsstaat, in dessen
Hoheitsgebiet der Täter oder der
Verdächtige aufgefunden wird,
ist in Fällen, auf die Artikel 6
Anwendung findet, wenn er ihn
nicht ausliefert, verpflichtet, den
Fall unverzüglich ohne irgend-
eine Ausnahme und unabhängig
davon, ob die Tat in seinem
Hoheitsgebiet begangen wurde,
seinen zuständigen Behörden
zum Zweck der Strafverfolgung
in einem Verfahren nach seinem
Recht zu unterbreiten. Diese
Behörden treffen ihre Entschei-
dung in der gleichen Weise wie
im Fall einer anderen Straftat
schwerer Art nach dem Recht
dieses Staates.

2. Jedem, gegen den ein Ver-
fahren wegen einer der in Arti-
kel 3 genannten Straftaten durch-
geführt wird, ist während des
gesamten Verfahrens eine
gerechte Behandlung zu gewähr-
leisten, die den Genuß aller
Rechte und Garantien ein-
schließt, die das Recht des Staa-
tes, in dessen Hoheitsgebiet er
sich befindet, für das Verfahren
vorsieht.

Artikel 11
1. Die in Artikel 3 genannten

Straftaten gelten als in jeden
zwischen Vertragsstaaten beste-
henden Auslieferungsvertrag ein-
bezogene, der Auslieferung unter-
liegende Straftaten. Die Vertrags-
staaten verpflichten sich, diese
Straftaten als der Auslieferung
unterliegende Straftaten in jeden
künftig zwischen ihnen zu schlie-
ßenden Auslieferungsvertrag auf-
zunehmen.

2. Erhält ein Vertragsstaat, der
die Auslieferung vom Bestehen
eines Vertrags abhängig macht,
ein Auslieferungsersuchen von
einem anderen Vertragsstaat, mit
dem er keinen Auslieferungsver-
trag hat, so steht es dem ersuch-
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ten Staat frei, dieses Übereinkom-
men als Rechtsgrundlage für die
Auslieferung in bezug auf die in
Artikel 3 genannten Straftaten
anzusehen. Die Auslieferung
unterliegt im übrigen den im
Recht des ersuchten Vertrags-
staats vorgesehenen Bedingun-
gen.

3. Vertragsstaaten, welche die
Auslieferung nicht vom Bestehen
eines Vertrags abhängig machen,
erkennen unter sich die in Arti-
kel 3 genannten Straftaten als der
Auslieferung unterliegende Straf-
taten vorbehaltlich der im Recht
des ersuchten Staates vorgesehe-
nen Bedingungen an.

4. Falls erforderlich, werden
die in Artikel 3 genannten Straf-
taten für die Zwecke der Auslie-
ferung zwischen Vertragsstaaten
so behandelt, als seien sie nicht
nur an dem Ort, an dem sie sich
ereignet haben, sondern auch an
einem der Hoheitsgewalt des
Vertragsstaats, der um Ausliefe-
rung ersucht, unterstehenden Ort
begangen worden.

5. Ein Vertragsstaat, der meh-
rere Auslieferungsersuchen von
Staaten erhält, die in Überein-
stimmung mit Artikel 6 ihre
Gerichtsbarkeit begründet haben,
und der beschließt, keine straf-
rechtliche Verfolgung durchzu-
führen, berücksichtigt bei der
Auswahl des Staates, an den der
Täter oder der Verdächtige aus-
geliefert werden soll, gebührend
die Interessen und Verantwort-
lichkeiten des Vertragsstaats des-
sen Flagge das Schiff zu der Zeit
führte, als die Straftat begangen
wurde.

6. Bei der Prüfung eines Ersu-
chens um Auslieferung eines Ver-
dächtigen nach diesem Überein-
kommen berücksichtigt der
ersuchte Staat gebührend, ob die
in Artikel 7 Absatz 3 genannten
Rechte des Verdächtigen in dem
ersuchenden Staat wahrgenom-
men werden können.

7. Hinsichtlich der Straftaten
im Sinne dieses Übereinkommens
werden die Bestimmungen aller
zwischen den Vertragsstaaten
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anwendbaren Auslieferungsver-
träge und -übereinkommen im
Verhältnis zwischen den Ver-
tragsstaaten geändert, soweit sie
mit dem vorliegenden Überein-
kommen unvereinbar sind.

Artikel 12

1. Die Vertragsstaaten gewäh-
ren einander die weitestgehende
Hilfe im Zusammenhang mit
Verfahren, die in bezug auf die in
Artikel 3 genannten Straftaten
eingeleitet werden, einschließlich
der Hilfe bei der Beschaffung der
ihnen zur Verfügung stehenden
und für das Verfahren erforderli-
chen Beweismittel.

2. Die Vertragsstaaten erfüllen
ihre Verpflichtungen nach
Absatz 1 im Einklang mit den
zwischen ihnen bestehenden Ver-
trägen über die gegenseitige
Rechtshilfe. In Ermangelung sol-
cher Verträge gewähren die Ver-
tragsstaaten einander Rechtshilfe
nach ihrem innerstaatlichen
Recht.

Artikel 13

1. Die Vertragsstaaten arbeiten
bei der Verhütung der in Arti-
kel 3 genannten Straftaten
zusammen, indem sie insbeson-
dere

a) alle durchführbaren Maß-
nahmen treffen, um Vorbe-
reitungen in ihren jeweili-
gen Hoheitsgebieten für die
Begehung dieser Straftaten
innerhalb oder außerhalb
ihrer Hoheitsgebiete zu ver-
hindern;

b) nach ihrem innerstaatlichen
Recht Informationen aus-
tauschen sowie die getroffe-
nen Verwaltungs- und
anderen Maßnahmen,
soweit geeignet, miteinan-
der abstimmen, um die
Begehung der in Artikel 3
genannten Straftaten zu
verhindern.

2. Ist wegen der Begehung
einer in Artikel 3 genannten
Straftat die Fahrt eines Schiffes
verzögert oder unterbrochen
worden, so ist jeder Vertrags-
staat, in dessen Hoheitsgebiet
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sich das Schiff, die Fahrgäste
oder die Besatzung befinden, ver-
pflichtet, alle nur möglichen
Anstrengungen zu unternehmen,
um zu vermeiden, daß ein Schiff,
seine Fahrgäste, seine Besatzung
oder seine Ladung ungebührlich
lange zurückgehalten oder aufge-
halten werden.

Artikel 14

Jeder Vertragsstaat, der Grund
zu der Annahme hat, daß eine in
Artikel 3 genannte Straftat
begangen werden wird, übermit-
telt nach seinem innerstaatlichen
Recht so schnell wie möglich alle
in seinem Besitz befindlichen
sachdienlichen Angaben den
Staaten, bei denen es sich nach
seiner Auffassung um die Staaten
handelt, die in Übereinstimmung
mit Artikel 6 ihre Gerichtsbarkeit
begründet haben.

Artikel 15

1. Jeder Vertragsstaat stellt
dem Generalsekretär nach seinem
innerstaatlichen Recht so schnell
wie möglich alle in seinem Besitz
befindlichen sachdienlichen
Angaben zur Verfügung über

a) die Umstände der Straftat;

b) die nach Artikel 13 Absatz 2
getroffenen Maßnahmen;

c) die in bezug auf den Täter
oder den Verdächtigen
getroffenen Maßnahmen
und insbesondere das
Ergebnis eines Ausliefe-
rungsverfahrens oder eines
anderen Verfahrens.

2. Der Vertragsstaat, in dem
der Verdächtige strafrechtlich
verfolgt wird, teilt nach seinem
innerstaatlichen Recht den Aus-
gang des Verfahrens dem Gene-
ralsekretär mit.

3. Der Generalsekretär teilt
allen Vertragsstaaten, den Mit-
gliedern der Internationalen See-
schiffahrts-Organisation (im fol-
genden als „Organisation"
bezeichnet), den anderen betrof-
fenen Staaten und den in
Betracht kommenden internatio-
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nalen zwischenstaatlichen Orga-
nisationen die in Übereinstim-
mung mit den Absätzen 1 und 2
übermittelten Angaben mit.

Artikel 16

1. Jede Streitigkeit zwischen
zwei oder mehr Vertragsstaaten
über die Auslegung oder Anwen-
dung dieses Übereinkommens,
die nicht innerhalb einer ange-
messenen Frist durch Verhand-
lungen beigelegt werden kann,
wird auf Verlangen eines dieser
Staaten einem Schiedsverfahren
unterworfen. Können sich die
Parteien binnen sechs Monaten
nach dem Zeitpunkt, zu dem das
Schiedsverfahren verlangt wor-
den ist, über seine Ausgestaltung
nicht einigen, so kann jede dieser
Parteien die Streitigkeit dem
Internationalen Gerichtshof
unterbreiten, indem sie einen sei-
nem Statut entsprechenden
Antrag stellt.

2. Jeder Staat kann bei der
Unterzeichnung oder der Ratifi-
kation, Annahme oder Genehmi-
gung dieses Übereinkommens
oder dem Beitritt zu diesem
erklären, daß er sich durch ein-
zelne oder alle Bestimmungen des
Absatzes 1 nicht als gebunden
betrachtet. Die anderen Vertrags-
staaten sind gegenüber einem
Vertragsstaat, der einen solchen
Vorbehalt angebracht hat, durch
diese Bestimmungen nicht gebun-
den.

3. Ein Staat, der einen Vorbe-
halt nach Absatz 2 angebracht
hat, kann diesen Vorbehalt jeder-
zeit durch eine an den Generalse-
kretär gerichtete Notifikation
zurückziehen.

Artikel 17

1. Dieses Übereinkommen liegt
am 10. März 1988 in Rom für die
Teilnehmerstaaten der Internatio-
nalen Konferenz über die
Bekämpfung widerrechtlicher
Handlungen gegen die Sicherheit
der Seeschiffahrt und vom
14. März 1988 bis zum 9. März
1989 am Sitz der Organisation
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für alle Staaten zur Unterzeich-
nung auf. Danach steht es zum
Beitritt offen.

2. Die Staaten können ihre
Zustimmung, durch dieses Über-
einkommen gebunden zu sein,
ausdrücken,

a) indem sie es ohne Vorbehalt
der Ratifikation, Annahme
oder Genehmigung unter-
zeichnen oder

b) indem sie es vorbehaltlich
der Ratifikation, Annahme
oder Genehmigung unter-
zeichnen und später ratifi-
zieren, annehmen oder
genehmigen oder

c) indem sie ihm beitreten.

3. Die Ratifikation, die
Annahme, die Genehmigung oder
der Beitritt erfolgt durch Hinter-
legung einer entsprechenden
Urkunde beim Generalsekretär.

Artikel 18

1. Dieses Übereinkommen tritt
neunzig Tage nach dem Tag in
Kraft, an dem fünfzehn Staaten
es ohne Vorbehalt der Ratifika-
tion, Annahme oder Genehmi-
gung unterzeichnet oder eine
Ratifikations-, Annahme-,
Genehmigungs- oder Beitrittsur-
kunde hinterlegt haben.

2. Für einen Staat, der eine
Ratifikations-, Annahme-,
Genehmigungs- oder Beitrittsur-
kunde zu diesem Übereinkom-
men hinterlegt, nachdem die
Bedingungen für sein Inkrafttre-
ten erfüllt sind, wird die Ratifika-
tion, die Annahme, die Genehmi-
gung oder der Beitritt neunzig
Tage nach der Hinterlegung
wirksam.

Artikel 19

1. Dieses Übereinkommen
kann von jedem Vertragsstaat
jederzeit nach Ablauf eines Jahres
nach dem Tag des Inkrafttretens
des Übereinkommens für den
betreffenden Staat gekündigt
werden.

2. Die Kündigung erfolgt
durch Hinterlegung einer Kündi-
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gungsurkunde beim Generalse-
kretär.

3. Eine Kündigung wird ein
Jahr oder einen gegebenenfalls in
der Kündigungsurkunde angege-
benen längeren Zeitabschnitt
nach Eingang der Kündigungsur-
kunde beim Generalsekretär
wirksam.

Artikel 20

1. Die Organisation kann eine
Konferenz zur Revision oder
Änderung dieses Übereinkom-
mens einberufen.

2. Der Generalsekretär beruft
eine Konferenz der Vertragsstaa-
ten dieses Übereinkommens zur
Revision oder Änderung des
Übereinkommens ein, wenn ein
Drittel der Vertragsstaaten oder
zehn Vertragsstaaten, je nach-
dem, welche Zahl größer ist, dies
verlangen.

3. Jede nach Inkrafttreten einer
Änderung dieses Übereinkom-
mens hinterlegte Ratifikations-,
Annahme-, Genehmigungs- oder
Beitrittsurkunde gilt für das
Übereinkommen in seiner geän-
derten Fassung.

Artikel 21

1. Dieses Übereinkommen
wird beim Generalsekretär hin-
terlegt.

2. Der Generalsekretär
a) unterrichtet alle Staaten, die

dieses Übereinkommen
unterzeichnet haben oder
ihm beigetreten sind, sowie
alle Mitglieder der Organi-
sation über

i) jede neue Unterzeich-
nung oder Hinterle-
gung einer Ratifika-
tions-, Annahme-,
Genehmigungs- oder
Beitrittsurkunde sowie
den jeweiligen Zeit-
punkt;

ii) den Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieses
Übereinkommens;

iii) die Hinterlegung jeder
Kündigungsurkunde zu
diesem Übereinkom-
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men sowie den Zeit-
punkt, zu dem sie ein-
gegangen ist, und den
Zeitpunkt, zu dem die
Kündigung wirksam
wird;

iv) den Eingang jeder
Erklärung oder Notifi-
kation nach diesem
Übereinkommen;

b) übermittelt allen Staaten,
die dieses Übereinkommen
unterzeichnet haben oder
ihm beigetreten sind,
beglaubigte Abschriften des
Übereinkommens.

3. Sogleich nach Inkrafttreten
dieses Übereinkommens übermit-
telt der Depositar dem Generalse-
kretär der Vereinten Nationen
eine beglaubigte Abschrift zur
Registrierung und Veröffentli-
chung nach Artikel 102 der
Charta der Vereinten Nationen.

Artikel 22

Dieses Übereinkommen ist in
einer Urschrift in arabischer, chi-
nesischer, englischer, französi-
scher, russischer und spanischer
Sprache abgefaßt, wobei jeder
Wortlaut gleichermaßen verbind-
lich ist.

ZU URKUND DESSEN
haben die von ihren Regierungen
hierzu gehörig befugten Unter-
zeichneten dieses Übereinkom-
men unterschrieben.

GESCHEHEN zu Rom am
10. März 1988.

(Übersetzung)

PROTOKOLL ZUR
BEKÄMPFUNG WIDER-
RECHTLICHER HAND-
LUNGEN GEGEN DIE
SICHERHEIT FESTER
PLATTFORMEN, DIE
SICH AUF DEM FEST-
LANDSOCKEL BEFIN-
DEN

Die Vertragsstaaten dieses Proto-
kolls —

ALS VERTRAGSPARTEIEN
des Übereinkommens zur
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Bekämpfung widerrechtlicher
Handlungen gegen die Sicherheit
der Seeschiffahrt,

IN DER ERKENNTNIS, daß
die Gründe für die Ausarbeitung
des Übereinkommens auch hin-
sichtlich fester Plattformen, die
sich auf dem Festlandsockel
befinden, zutreffen,

UNTER BERÜCKSICHTI-
GUNG der Bestimmungen des
genannten Übereinkommens,

IN BEKRÄFTIGUNG des
Grundsatzes, daß für Fragen, die
in diesem Protokoll nicht geregelt
sind, weiterhin die Regeln und
Grundsätze des allgemeinen Völ-
kerrechts gelten —

SIND wie folgt ÜBEREINGE-
KOMMEN:

Artikel 1

1. Die Artikel 5 und 7 sowie 10
bis 16 des Übereinkommens zur
Bekämpfung widerrechtlicher
Handlungen gegen die Sicherheit
der Seeschiffahrt (im folgenden
als „Übereinkommen" bezeich-
net) finden sinngemäß auch auf
die in Artikel 2 dieses Protokolls
genannten Straftaten Anwen-
dung, wenn diese auf festen Platt-
formen, die sich auf dem Fest-
landsockel befinden, oder gegen
solche festen Plattformen began-
gen werden.

2. In Fällen, in denen dieses
Protokoll nicht nach Absatz 1
Anwendung findet, ist es dennoch
anzuwenden, wenn der Täter
oder der Verdächtige im Hoheits-
gebiet eines anderen Vertrags-
staats als des Staates, in dessen
inneren Gewässern oder Küsten-
meer sich die feste Plattform
befindet, aufgefunden wird.

3. Im Sinne dieses Protokolls
bezeichnet der Ausdruck „feste
Plattform" eine künstliche Insel,
eine Anlage oder ein Bauwerk,
die zum Zweck der Erforschung
oder Ausbeutung von Ressourcen
oder zu anderen wirtschaftlichen
Zwecken dauerhaft am Meeres-
boden befestigt sind.
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Artikel 2

1. Eine Straftat begeht, wer
widerrechtlich und vorsätzlich

a) durch Gewalt oder Dro-
hung mit Gewalt oder
durch eine andere Form der
Einschüchterung eine feste
Plattform in Besitz nimmt
oder die Herrschaft darüber
ausübt oder

b) eine gewalttätige Handlung
gegen eine Person auf einer
festen Plattform verübt,
wenn diese Handlung
geeignet ist, die Sicherheit
dieser Plattform zu gefähr-
den, oder

c) eine feste Plattform zerstört
oder ihr eine Beschädigung
zufügt, die geeignet ist, ihre
Sicherheit zu gefährden,
oder

d) auf eine feste Plattform auf
welche Art auch immer eine
Vorrichtung oder eine
andere Sache bringt oder
bringen läßt, die geeignet
ist, die feste Plattform zu
zerstören oder ihre Sicher-
heit zu gefährden, oder

e) im Zusammenhang mit der
Begehung oder der versuch-
ten Begehung einer der
unter den Buchstaben a bis
d genannten Straftaten eine
Person verletzt oder tötet.

2. Eine Straftat begeht auch,
wer

a) eine der in Absatz 1
genannten Straftaten zu
begehen versucht oder

b) eine Person zur Begehung
einer solchen Straftat anstif-
tet, sofern die Straftat tat-
sächlich begangen wird,
oder sich sonst an der Bege-
hung einer solchen Straftat
beteiligt oder

c) droht, eine der in Absatz 1
Buchstaben b und c genann-
ten Straftaten zu begehen,
sofern diese Drohung
geeignet ist, die Sicherheit
der festen Plattform zu
gefährden, gleichviel ob die
Drohung nach innerstaatli-
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chem Recht mit einer
Bedingung verknüpft ist, die
darauf abzielt, eine natürli-
che oder juristische Person
zu einem Tun oder Unter-
lassen zu nötigen.

Artikel 3

1. Jeder Vertragsstaat trifft die
notwendigen Maßnahmen, um
seine Gerichtsbarkeit über die in
Artikel 2 genannten Straftaten zu
begründen, wenn die Straftat
begangen wird

a) gegen eine feste Plattform,
während sie sich auf dem
Festlandsockel dieses Staa-
tes befindet, oder auf einer
solchen festen Plattform
oder

b) von einem Angehörigen die-
ses Staates.

2. Ein Vertragsstaat kann seine
Gerichtsbarkeit über eine solche
Straftat auch begründen,

a) wenn sie von einem Staaten-
losen begangen wird, der
seinen gewöhnlichen Auf-
enthalt in diesem Staat hat,
oder

b) wenn bei ihrer Begehung
ein Angehöriger dieses
Staates festgehalten,
bedroht, verletzt oder getö-
tet wird oder

c) wenn sie mit dem Ziel
begangen wird, diesen Staat
zu einem Tun oder Unter-
lassen zu nötigen.

3. Jeder Vertragsstaat, der
seine Gerichtsbarkeit nach
Absatz 2 begründet hat, notifi-
ziert dies dem Generalsekretär
der Internationalen Seeschiff-
fahrts-Organisation (im folgen-
den als „Generalsekretär"
bezeichnet). Hebt der Vertrags-
staat diese Gerichtsbarkeit später
wieder auf, so notifiziert er dies
dem Generalsekretär.

4. Jeder Vertragsstaat trifft die
notwendigen Maßnahmen, um
seine Gerichtsbarkeit über die in
Artikel 2 genannten Straftaten für
den Fall zu begründen, daß der
Verdächtige sich in seinem
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Hoheitsgebiet befindet und er ihn
nicht an einen der Vertragsstaa-
ten ausliefert, die in Übereinstim-
mung mit den Absätzen 1 und 2
des vorliegenden Artikels ihre
Gerichtsbarkeit begründet haben.

5. Dieses Protokoll schließt
eine Strafgerichtsbarkeit, die
nach innerstaatlichem Recht aus-
geübt wird, nicht aus.

Artikel 4

Dieses Protokoll läßt die
Regeln des Völkerrechts über
feste Plattformen, die sich auf
dem Festlandsockel befinden,
unberührt.

Artikel 5

1. Dieses Protokoll liegt am
10. März 1988 in Rom und vom
14. März 1988 bis zum 9. März
1989 am Sitz der Internationalen
Seeschiffahrts-Organisation (im
folgenden als „Organisation"
bezeichnet) für jeden Staat, der
das Übereinkommen unterzeich-
net hat, zur Unterzeichnung auf.
Danach steht es zum Beitritt
offen.

2. Die Staaten können ihre
Zustimmung, durch dieses Proto-
koll gebunden zu sein, ausdrük-
ken,

a) indem sie es ohne Vorbehalt
der Ratifikation, Annahme
oder Genehmigung unter-
zeichnen oder

b) indem sie es vorbehaltlich
der Ratifikation, Annahme
oder Genehmigung unter-
zeichnen und später ratifi-
zieren, annehmen oder
genehmigen oder

c) indem sie ihm beitreten.

3. Die Ratifikation, die
Annahme, die Genehmigung oder
der Beitritt erfolgt durch Hinter-
legung einer entsprechenden
Urkunde beim Generalsekretär.

4. Nur ein Staat, der das Über-
einkommen ohne Vorbehalt der
Ratifikation, Annahme oder
Genehmigung unterzeichnet oder
der es ratifiziert, angenommen
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oder genehmigt hat oder ihm bei-
getreten ist, kann Vertragspartei
dieses Protokolls werden.

Artikel 6

1. Dieses Protokoll tritt neun-
zig Tage nach dem Tag in Kraft,
an dem drei Staaten es ohne Vor-
behalt der Ratifikation, Annahme
oder Genehmigung unterzeichnet
oder eine Ratifikations-,
Annahme-, Genehmigungs- oder
Beitrittsurkunde hinterlegt haben.
Dieses Protokoll tritt jedoch
nicht vor dem Inkrafttreten des
Übereinkommens in Kraft.

2. Für einen Staat, der eine
Ratifikations-, Annahme-,
Genehmigungs- oder Beitrittsur-
kunde zu diesem Protokoll hin-
terlegt, nachdem die Bedingun-
gen für sein Inkrafttreten erfüllt
sind, wird die Ratifikation, die
Annahme, die Genehmigung oder
der Beitritt neunzig Tage nach
der Hinterlegung wirksam.

Artikel 7

1. Dieses Protokoll kann von
jedem Vertragsstaat jederzeit
nach Ablauf eines Jahres nach
dem Tag des Inkrafttretens des
Protokolls für den betreffenden
Staat gekündigt werden.

2. Die Kündigung erfolgt
durch Hinterlegung einer Kündi-
gungsurkunde beim Generalse-
kretär.

3. Eine Kündigung wird ein
Jahr oder einen gegebenenfalls in
der Kündigungsurkunde angege-
benen längeren Zeitabschnitt
nach Eingang der Kündigungsur-
kunde beim Generalsekretär
wirksam.

4. Eine Kündigung des Über-
einkommens durch einen Ver-
tragsstaat gilt als Kündigung die-
ses Protokolls durch den betref-
fenden Vertragsstaat.
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Artikel 8

1. Die Organisation kann eine
Konferenz zur Revision oder
Änderung dieses Protokolls ein-
berufen.

2. Der Generalsekretär beruft
eine Konferenz der Vertragsstaa-
ten dieses Protokolls zur Revision
oder Änderung des Protokolls
ein, wenn ein Drittel der Ver-
tragsstaaten oder fünf Vertrags-
staaten, je nachdem, welche Zahl
größer ist, dies verlangen.

3. Jede nach Inkrafttreten einer
Änderung dieses Protokolls hin-
terlegte Ratifikations-,
Annahme-, Genehmigungs- oder
Beitrittsurkunde gilt für das Pro-
tokoll in seiner geänderten Fas-
sung.

Artikel 9

1. Dieses Protokoll wird beim
Generalsekretär hinterlegt.

2. Der Generalsekretär
a) unterrichtet alle Staaten, die

dieses Protkoll unterzeich-
net haben oder ihm beige-
treten sind, sowie alle Mit-
glieder der Organisation
über

i) jede neue Unterzeich-
nung oder Hinterle-
gung einer Ratifika-
tions-, Annahme-,
Genehmigungs- oder
Beitrittsurkunde sowie
den jeweiligen Zeit-
punkt;

ii) den Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieses
Protkolls;

iii) die Hinterlegung jeder
Kündigungsurkunde zu
diesem Protokoll sowie
den Zeitpunkt, zu dem
sie eingegangen ist; und
den Zeitpunkt, zu dem
die Kündigung wirksam
wird;

iv) den Eingang jeder
Erklärung oder Notifi-
kation nach diesem
Protokoll oder dem
Übereinkommen, die
sich auf dieses Proto-
koll bezieht;
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b) übermittelt allen Staaten,
die dieses Protokoll unter-
zeichnet haben oder ihm
beigetreten sind, beglau-
bigte Abschriften des Proto-
kolls.

3. Sogleich nach Inkrafttreten
dieses Protokolls übermittelt der
Depositar dem Generalsekretär
der Vereinten Nationen eine
beglaubigte Abschrift zur Regi-
strierung und Veröffentlichung
nach Artikel 102 der Satzung der
Vereinten Nationen.

Artikel 10

Dieses Protokoll ist in einer
Urschrift in arabischer, chinesi-
scher, englischer, französischer,
russischer und spanischer Sprache
abgefaßt, wobei jeder Wortlaut
gleichermaßen verbindlich ist.

ZU URKUND DESSEN
haben die von ihren Regierungen
hierzu gehörig befugten Unter-
zeichneten dieses Protkoll unter-
schrieben.

GESCHEHEN zu Rom am
10. März 1988.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikationsur-
kunde zum Übereinkommen und Beitrittsurkunde zum Protokoll wurden am 28. Dezember 1989 beim
Generalsekretär der IMO hinterlegt; das Übereinkommen ist gemäß seinem Art. 18 Abs. 1 und das
Protokoll gemäß seinem Art. 6 Abs. 1 mit 1. März 1992 in Kraft getreten.

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der IMO haben folgende weitere Staaten das Übereinkommen
sowie das Protokoll ratifiziert, genehmigt oder sind ihnen beigetreten:
China, Deutschland, Frankreich, Italien, Norwegen, Oman, Polen, Schweden, Seychellen, Spanien,
Trinidad und Tobago, Ungarn, Vereinigtes Königreich;
Gambia ist nur dem Übereinkommen beigetreten.

Folgende Staaten haben anläßlich der Hinterlegung ihrer Ratifikations-, Genehmigungs- oder
Beitrittsurkunde Vorbehalte erklärt bzw. Erklärungen abgegeben:

China gleichlautend hinsichtlich Übereinkommen und Protokoll, daß es sich nicht an Art. 16 Abs. 1 des
Übereinkommens gebunden erachtet.

Frankreich:

Hinsichtlich Übereinkommen
1. Soweit Art. 3 Abs. 2 betroffen ist, versteht Frankreich unter „tentative", „incitation", „complicité" und

„menace" la tentative, l'incitation, la complicité und la menace wie es das französische Strafrecht
definiert.

2. Frankreich erachtet sich nicht an die Bestimmungen des Art. 16 Abs. 1 gebunden.

Hinsichtlich Protokoll:
1. Gleichlautend wie beim Übereinkommen.
2. Frankreich erachtet sich nicht an die Bestimmungen des Art. 1 Abs. 1 gebunden, soweit darin auf die

Bestimmungen des Art. 16 Abs. 1 des Übereinkommens Bezug genommen wird.
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Vereinigtes Königreich gleichlautend hinsichtlich Übereinkommen und Protokoll:

. . . daß bis zum Abschluß der Verhandlungen mit verschiedenen, unter der Gebietshoheit des Vereinigten
Königreiches stehenden Gebiete, das Übereinkommen und das Protokoll nur in bezug auf das Vereinigte
Königreich von Großbritannien und Nordirland Anwendung finden. Verhandlungen mit den Gebieten sind
im Gange und werden voraussichtlich Ende 1991 abgeschlossen sein.

Vranitzky
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